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Allgemeine Steuerzahlungstermine im Dezember    

Fälligkeit  Ende der 
Schonfrist 

Mo. 11.12. Lohnsteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag Do. 14.12. 

Mo. 11.12. Einkommenssteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag Do. 14.12. 

Mo. 11.12. Körperschaftssteuer, Solidaritätszuschlag Do. 14.12. 

Mo. 11.12. Umsatzsteuer Do. 14.12. 

Di. 27.12. Sozialversicherung -- 

 
Die 3-tägige Schonfrist gilt nur bei Überweisungen; maßgebend ist die Gutschrift auf dem Konto der 
Finanzbehörde. 

Dagegen muss bei Scheckzahlung der Scheck spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin eingereicht 
werden. 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft 
Straße des 17. Juni 106-108 
10623 Berlin 
 

T + 49. 30. 88 77 58 - 0 
T + 49. 30. 88 77 58 - 10 
M info@mswberlin.de 
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1.) Weihnachtsfeier als umsatzsteuerliche Steuerfalle 

Betriebsveranstaltungen, wie z. B. anstehende Weihnachtsfeiern, sind lohnsteuerlich weitestgehend 
kodifiziert. Leider gilt dies nicht bei der Umsatzsteuer, da es dort an einer konkreten gesetzlichen Norm 
fehlt. Bei der unentgeltlichen Erbringung einer anderen sonstigen Leistung durch einen Unternehmer für 
den privaten Bedarf seines Personals handelt es sich nach § 3 Abs. 9a Nr. 2 UStG, mit Ausnahme bei 
Aufmerksamkeiten, um eine der sonstigen Leistung gegen Entgelt gleichgestellte Leistung, die im Inland 
steuerbar ist. 

Nicht steuerbar dagegen sind Leistungen, die überwiegend durch das betriebliche Interesse des Arbeit-
gebers veranlasst sind. Die Finanzverwaltung vertritt dabei die Ansicht, dass Zuwendungen im „üblichen“ 
Rahmen bis zu einer Höhe von 110 Euro einschließlich Umsatzsteuer je Arbeitnehmer und Betriebs-
veranstaltung bei bis zu zwei Betriebsveranstaltungen im Jahr der Fall anzunehmen sind.  

Mit Urteil vom 10.05.2023 behandelt der BFH den Betrag von 110 Euro aus umsatzsteuerlicher Sicht als 
eine Freigrenze. Die Folge ist: Beabsichtigt der Unternehmer bereits bei Leistungsbezug, die bezogene 
Leistung ausschließlich und unmittelbar für unentgeltliche Wertabgaben i. S. des § 3 Abs. 9a UStG zu 
verwenden, ist er nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt. 

Des Weiteren folgt hieraus, dass der Unternehmer eine gleichgestellte sonstige Leistung i. S. des § 3 Abs. 
9a UStG umsatzversteuern muss, obwohl kein Vorsteuerabzug besteht. 

Hinweis 

Die Bundesregierung plant, den Freibetrag von 110 Euro auf 150 Euro anzuheben. 

2.) Zurückgezahlte Erstattungszinsen als negative Einnahmen aus Kapitalvermögen 

Wenn Erstattungszinsen zur Einkommensteuer zugunsten des Steuerpflichtigen festgesetzt und an ihn 
ausgezahlt werden und der Steuerpflichtige diese Zinsen aufgrund einer erneuten Zinsfestsetzung an 
das Finanzamt zurückzahlt, kann die Rückzahlung zu negativen Einnahmen aus Kapitalvermögen führen. 
So entschied der Bundesfinanzhof. 

Das Entstehen negativer Einnahmen setzt voraus, dass die vom Steuerpflichtigen aufgrund der erneuten 
Zinsfestsetzung zu zahlenden Zinsen auf denselben Unterschiedsbetrag und denselben Verzins-
ungszeitraum entfallen wie die aufgrund der früheren Zinsfestsetzung erhaltenen Erstattungszinsen. 

3.) Ermäßigte Umsatzsteuer in der Gastronomie endet zum 31.12.2023  

Der bis Jahresende ermäßigte Steuersatz von 7 % in der Gastronomie auf Essen im Restaurant wird nicht 
verlängert. Der Steuersatz liegt nach dem Jahreswechsel wieder bei 19 %. Darauf verständigte sich nach 
Informationen der Deutschen Presseagentur die Ampelkoalition.  

4.) Wachstumschancengesetz verabschiedet 

Das sogenannte Wachstumschancengesetz wurde am 17.11.2023 im Deutschen Bundestages 
verabschiedet. Die Bundesregierung will damit die Wettbewerbsfähigkeit des Standorts Deutschland 
stärken. 
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5.) Verdeckte Gewinnausschüttung bei Alleingesellschafter-Geschäftsführer trotz Privatnutz-
ungsverbots eines betrieblichen Pkw 

Bei einem Alleingesellschafter-Geschäftsführer kann selbst dann ein zu einer verdeckten Gewinn-
ausschüttung (vGA) führender Anscheinsbeweis für die Privatnutzung eines von der GmbH überlassenen 
Pkw vorliegen, wenn im Anstellungsvertrag ein Privatnutzungsverbot vereinbart wurde. Die verdeckte 
Gewinnausschüttung ist auf Ebene der Gesellschaft jedoch nicht nach der 1 %-Regelung, sondern nach 
Fremdvergleichsgrundsätzen zu bewerten. So entschied das Finanz-gericht Münster. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs spricht die allgemeine Lebenserfahrung dafür, dass ein 
einem Gesellschafter-Geschäftsführer von der Gesellschaft zur Nutzung überlassenes betriebliches 
Fahrzeug auch privat genutzt wird. Dies gilt auch bei einem Privatnutzungsverbot, wenn keine 
organisatorischen Maßnahmen getroffen würden, die eine private Nutzung ausschließen. Für den 
Anscheinsbeweis spricht, dass ein Privatnutzungsverbot wegen des fehlenden Interessengegensatzes 
keine gesellschaftsrechtlichen oder arbeitsrechtlichen Konsequenzen nach sich zieht. Es kann daher 
nicht ohne Weiteres unterstellt werden, dass der Geschäftsführer sich tatsächlich an das Verbot hält. Die 
Klägerin hat den Anscheinsbeweis nicht entkräftet. Sie hat es versäumt, Beweisvorsorge etwa durch die 
Führung eines Fahrtenbuches oder sonstige Aufzeichnungen zu treffen. Zur tatsächlichen Durchführung 
der Vereinbarung, wonach das betriebliche Fahrzeug nach Geschäftsschluss auf dem Firmengelände 
abzustellen ist, hat die Klägerin keine Belege vorgelegt. Da der aufgrund des Anscheinsbeweises 
anzunehmenden Privatnutzung keine Überlassungsvereinbarung zugrunde lag, führt diese nicht zu 
Arbeitslohn, sondern zu einer verdeckten Gewinnausschüttung. 

Diese ist allerdings - entgegen der Auffassung des Finanzamts - nicht anhand der 1 %-Regelung zu 
bewerten, da dieser lohnsteuerrechtliche Wert für die Bewertung einer verdeckten Gewinnausschüttung 
nicht gilt. Der Wert ist vielmehr nach Fremdvergleichsmaßstäben zu schätzen. Bei der Berechnung hat 
das Gericht einen Gewinnaufschlag von 5 % auf die Fahrzeugkosten vorgenommen und die Privatnutzung 
mit 50 % angesetzt. Das Gericht hat ebenfalls die Sonderabschreibung für das neu angeschaffte 
Fahrzeug versagt, da dieses nicht zu mindestens 90 % betrieblich genutzt worden ist. Die Klägerin hat 
ihrem Geschäftsführer das Fahrzeug gerade nicht betrieblich im Rahmen des Anstellungsvertrags 
überlassen, sondern im Rahmen einer verdeckten Gewinnausschüttung. Dies stellt keine betriebliche 
Nutzung i. S. v. § 7g EStG dar. 

6.) Möglichkeiten der Einwendungen gegen Bescheide der Finanzämter 

Gegen (fast) alle Bescheide der Finanzämter kann der betroffene Steuerbürger Einwendungen erheben, 
wenn er der Auffassung ist, dass er ungerecht, d. h. nicht dem Gesetz entsprechend, behandelt wurde. 
Am Beginn der Pyramide von Einwendungen steht der Einspruch, dessen formelle Voraussetzungen in 
der steuerlichen Abgabenordnung (AO) geregelt sind. 

Der Einspruch ist statthaft gegen Steuerbescheide, Feststellungsbescheide, Messbescheide und auch 
Vollstreckungsmaßnahmen eines Finanzamts und muss an dasjenige Finanzamt gesandt werden, von 
dem der Bescheid oder die Maßnahme erlassen wurde. Die Einlegung kann schriftlich oder elektronisch 
erfolgen. In besonderen Fällen kann dies auch im Finanzamt persönlich „zur Niederschrift“ vor einem 
Beamten erklärt werden. Eine SMS reicht aber nicht aus. Eine vorgeschriebene Form gibt es für den 
Einspruch nicht, aus dem Schreiben oder der E-Mail muss aber hervorgehen, gegen welchen Bescheid 
oder gegen welche Festsetzung sich der Betroffene wehrt. Eine falsche Bezeichnung, wie etwa 
Widerspruch oder Beschwerde ist nicht schädlich. Es muss aber darauf geachtet werden, dass 
Feststellungen in einem besonderen Feststellungsbescheid, z. B. die Einkünfte mehrerer Personen in 
einem Bescheid, zwar auch noch beim Finanzamt angegriffen werden können, das den folgenden 
Einkommensteuerbescheid erlassen hat, aber nur innerhalb der Frist, die für den Feststellungsbescheid 
gilt. Diese Frist beträgt grundsätzlich einen Monat, berechnet vom Tag des Eingangs des Bescheides. 
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Dieser Tag wird fiktiv am 3. Tag nach dem Bescheid-Datum angenommen. 

Der Name des Einspruchsführers muss aus dem Schreiben hervorgehen, eine Unterschrift ist nicht 
zwingend erforderlich. Der Einspruch muss nicht von einem Steuerberater, Rechtsanwalt oder anderen 
Angehörigen dieses Berufszweigs verfasst werden, dies kann jeder Betroffene selbst erledigen. Der 
Einspruch ist kostenfrei beim Finanzamt. Liegt ein wirksamer Einspruch vor, muss das zuständige 
Finanzamt den gesamten Bescheid und insbesondere die vorgebrachten Einwendungen überprüfen. 
Daraus folgt, dass auch evtl. andere Fehler des Bescheides behoben werden können, die der Steuerbürger 
bisher nicht bemerkt oder nicht beanstandet hat. Ergibt sich daraus eine höhere Steuer, muss das 
Finanzamt den Steuerbürger darauf hinweisen, damit er die Möglichkeit hat, den Einspruch 
zurückzuziehen. Dann bleibt alles wie bisher. Nach der Prüfung des Einspruchs muss die Behörde 
entweder den Bescheid ändern, wenn sie die Einwendungen anerkennt, oder eine ablehnende begründete 
Einspruchsentscheidung erlassen. 

Die Einlegung eines Einspruchs führt nicht dazu, dass eine festgesetzte Steuer nicht gezahlt werden 
muss. Hierfür ist ein Antrag auf Aussetzung der Vollziehung erforderlich. Diesem Antrag soll die Behörde 
folgen, wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit des Bescheides bestehen oder wenn die Zahlung eine 
unbillige Härte zur Folge hätte. Ist der Steuerbürger mit der Einspruchsentscheidung nicht 
einverstanden, kann er dagegen Klage vor dem Finanzgericht erheben. Das gleiche gilt, wenn über den 
Einspruch ohne zwingenden Grund nicht innerhalb von sechs Monaten entschieden wurde, dann kann eine 
„Untätigkeitsklage“ eingereicht werden. 

 


